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                                   Stadtverordnetenfraktion 

 

Herrn Stadtverordnetenvorsteher 

Gerd Hibbeler 

Im Herrngarten 1 

63150 Heusenstamm 21. Dezember 2020 

17. Februar 2021 

   

Antrag: Abschaffung der Straßenbeiträge – hier idF vom 17.02.21 

Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher, 

wir bitten der Stadtverordnetenversammlung den nachstehenden Antrag zur Beratung und Be-

schlussfassung vorzulegen. 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Stadtverordnetenversammlung beabsichtigt die Abschaffung derschafft die Straßenbeiträge für 

zukünftige Sanierungsmaßnahmenmit Wirkung zum 01.01.2021 ab. Der Magistrat wird aufgefordert, 

der Stadtverordnetenversammlung hierzu eine Aufhebungssatzung zur bestehenden Straßenbei-

tragssatzung [StrBS] zur Beschlussfassung vorzulegen, welche ein Außer-Kraft-Treten spätestens zum 

30.06.2021 vorsieht. 

Die im [zum Antragszeitpunkt noch nicht vorliegenden] Entwurf des Haushaltsplans 2021 sowie in 

der mittelfristigen Finanzplanung einkalkulierten Einzahlungen aus zukünftigen beitragspflichtigen 

Maßnahmen entfallen und werden, sofern notwendig, durch eine Anhebung des Hebesatzes der 

Grundsteuer B in entsprechender Höhe kompensiert. 

Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen, ob mit einer Satzungsbestimmung für Heusenstamm er-

reicht werden kann, dass Einnahmen zur Finanzierung von Straßensanierungen aus dafür beschlosse-

nen Anhebungen des Hebesatzes der Grundsteuer B auch tatsächlich zu diesem Zweck verwendet 

werden. 

Sachvortrag: 

[Die oben vorgenommenen Änderungen erfolgen in Anbetracht der Debatte im Haupt- und Finanzaus-

schuss am 17.02.21: 

Mit der Umformulierung des ersten Absatzes werden Bedenken der SPD ausgeräumt, die ursprüngliche 

Formulierung sei nicht verbindlich genug. Ohnehin bedarf es jedoch noch des formalen Beschlusses einer 

Aufhebungssatzung. 

Mit der Einfügung des dritten Absatzes, wird der Wortlaut des Änderungsantrags der FDP (DS-Nr. 

XVIII/326 a) übernommen. 
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Es folgt der Sachvortrag des ursprünglichen Antrags:] 

Die CDU-Fraktion hatte in der Stadtverordnetenversammlung am 19. September 2018 durch Rede-

beitrag von Stv. Michael Kern bekundet: „Wir sind gegen die Einführung von wiederkehrenden Beiträ-

gen. Aber wir wollen uns heute nicht explizit für die Beibehaltung der bisherigen Straßensatzung aus-

sprechen, sondern in einen Diskussionsprozess einsteigen, ob man vor dem Hintergrund der neuen Ge-

setzeslage auch neue Wege beschreiten kann. Neue Wege heißt: Die Möglichkeit einer stärkeren oder 

sogar ausschließlichen Steuerfinanzierung zu nutzen. Hier muss insbesondere die Finanzierbarkeit ge-

prüft werden, dies braucht Zeit. Wir wollen in der Fraktion dieses Thema ergebnisoffen diskutieren.“ 

An diese Ankündigung haben wir uns gehalten und gemeinsam mit unseren Mitgliedern, den neu zur 

Wahl stehenden Kandidatinnen und Kandidaten und interessierten Bürgerinnen und Bürgern eine 

Richtungsentscheidung in der Finanzierung der Straßenerneuerung getroffen. 

Die Kosten für jegliche Form der Straßensanierung sollen zukünftig ausschließlich über Steuereinnah-

men finanziert werden. Die Straßen unserer Stadt sind Teil der Infrastruktur, die von allen Bürgerin-

nen und Bürgern für verschiedene Formen der Mobilität gemeinschaftlich genutzt werden kann – sei 

es zu Fuß, per Auto, Fahrrad oder Bus. Es gibt nicht „meine Straße“ oder „deine Straße, die ich nicht 

nutze“, sondern nur ein öffentliches Straßennetz. Alle potenziellen Nutzer sollten daher über ihre 

Steuern für dessen dauerhaften Erhalt gemeinschaftlich aufkommen.  

Zum Hintergrund: Seit fast 20 Jahren erhebt die Stadt Heusenstamm einmalige Beiträge, wenn eine 

Straße grundhaft, d.h. vollständig, erneuert werden muss. Je nach Lage bzw. Bedeutung der Straße 

werden bis zu 75% der Kosten auf die anliegenden Grundstückseigentümer umgelegt. Dabei ist die 

grundhafte Sanierung von Straßen nicht mit der Reparatur zum Beispiel von Schlaglöchern zu ver-

wechseln. Solche einfachen oder vereinzelten Erhaltungsmaßnahmen erfolgen heute bereits rein aus 

dem öffentlichen Haushalt der Stadt – somit aus Steuermitteln. 

Bis vor zwei Jahren war die Beitragserhebung in Hessen gesetzlich vorgegeben, sofern eine Stadt de-

fizitäre Haushalte aufwies. Seit 2019 ist nun diese strenge Vorgabe entfallen. Die teilweise Weiterbe-

lastung der Erneuerungskosten an die Eigentümer basierte, historisch betrachtet, auf der Theorie, 

dass die Grundstücke durch den Straßenanschluss eine entsprechende Wertsteigerung bzw. Werter-

haltung erfahren. Diese Rechtfertigung wird jedoch zunehmend kritisch betrachtet und – nach unse-

rer gereiften Auffassung – bald schon vollständig überholt sein. 

In der Mehrzahl der Bundesländer und inzwischen auch in über 130 hessischen Kommunen wurden 

die Straßenbeiträge mittlerweile abgeschafft und gegen wiederkehrende Straßenbeiträge oder steu-

erfinanzierte Modelle ersetzt. 

Die Erhebung von Straßenbeiträgen in wiederkehrender Form, d.h. durch dauerhafte kleinere Zah-

lungen, klingt zunächst verlockend. Der Vorteil schwindet jedoch, wenn man bedenkt, dass auch der 

heutige, einmalige Beitrag per Ratenzahlung auf bis zu 20 Jahre aufgeteilt werden darf. Bei genaue-

rem Hinsehen entpuppen sich die „Wiederkehrenden“ vielmehr als die insgesamt teuerste und unfle-

xibelste Erhebungsform. Problematisch ist vor allem der hohe Verwaltungsaufwand. Umfangreiche 

regelmäßige Vorplanungen eines Sanierungsprogramms, welches relativ starr einzuhalten wäre, Vor- 

und Nachkalkulationen der einzelnen Beiträge, die Bescheidbearbeitung sowie die drohenden rechtli-

chen Auseinandersetzungen binden sogar mehr Personal und verursachen mehr Kosten als im heuti-

gen System der einmaligen Beiträge. 
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Diese „verlorenen“ Nebenkosten entfielen bei der Steuerfinanzierung weitgehend, sodass die Bürge-

rinnen und Bürgern eine insgesamt niedrigere Abgabenlast im Zusammenhang mit der Straßensanie-

rung erwarten würde. Zur Wahrheit gehört dabei natürlich: Wenn an einer Stelle ein „Beitrag“ sinkt, 

muss möglicherweise an anderer Stelle die „Steuer“ steigen, bei einer Kommune in der Regel die 

Grundsteuer. Dies ist jedoch nur eine logische Folge einer geänderten Erhebungsform, die wir für je-

dermann gut nachvollziehbar halten – denn das Geld fällt ja nicht vom Himmel. 

Wir halten das vorgeschlagene, steuerfinanzierte System für ein gerechtes Prinzip, welches sich nach 

unserer Wahrnehmung auch bundesweit durchsetzen wird. Da „starke Schultern“ allgemein auch 

eine höhere Steuerlast tragen, ist gleichwohl einem gewissen Solidarprinzip Rechnung getragen.  

Wir bitten um Zustimmung. 

 

 

Paul Sassen  

CDU-Fraktionsvorsitzender    


